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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Beteiligung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Ausrichtung, für das Jahr 1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die für das Jahr 1973 zur Verfügung stehenden 
Mittel des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, 
müssen aufgeteilt werden, um einerseits die Finan- 
zierung der verschiedenen vom Gemeinschaftsrecht 
vorgesehenen Maßnahmen sicherzustellen, wobei 
dem verstärkten Bedarf der Landwirtschaft in der 
erweiterten Gemeinschaft insbesondere hinsichtlich 
der Vorhaben im Sinne der Verordnung Nr. 17/64/ 
EWG des Rates vom 5. Februar 1964 über die Bedin- 
gungen für die Beteiligung des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft *) Rechnung zu tragen ist und andererseits 
einen Teil dieser Mittel für die Finanzierung der 
gemeinsamen Maßnahmen im Sinne der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 1970 über 
die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik 2 ) 
einzubehalten. 

Es ist angebracht, die höchstmögliche Beteiligung 
des Fonds für Produktionsstrukturvorhaben im Jahre 
1973 auf 45 v. H. zu erhöhen; jedoch ist angesichts 
der gegenwärtigen Schwierigkeiten auf den Märk- 
ten einiger Agrarerzeugnisse nur für bestimmte Vor- 
haben ein Zuschuß zu gewähren, der höher als 
25 v. H. der Investitionen ist. 


| Wie für die Jahre 1971 und 1972 ist auch für das 
Jahr 1973 eine unterschiedliche finanzielle Beteili- 
gung der Begünstigten von Produktions- und Ver- 
marktungsstrukturvorhaben vorzusehen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrich- 
tung, zur Verfügung stehenden Mittel in Höhe von 
325 Mio RE werden wie folgt aufgeteilt: 

1. Ein Teilbetrag ist zur Finanzierung der in den 
folgenden Bestimmungen vorgesehenen Ausga- 
ben bestimmt: 

a) Artikel 36 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 des Rates vom 18. Mai 1972 über 
eine gemeinsame Marktorganisation für Obst 
und Gemüse 3 ) ; 

b) Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1975/69 des Rates vom 6. Oktober 1969 
zur Einführung einer Prämienregelung für die 
Schlachtung von Kühen und die Nicht-Ver- 
marktung von Milch und Milcherzeugnis- 
en 4 ) ; 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 20. Mai 1972, S. 1 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 252 
vom 8. Oktober 1969, S. 1 
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c) Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2517/69 des Rates vom 9. Dezember 1969 
zur Festlegung einiger Maßnahmen zur Sa- 
nierung der Obsterzeugung in der Gemein- 
schaft 5 ); 

d) Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2511/69 des Rates vom 9. Dezember 1969 
über Sondermaßnahmen zur Verbesserung der 
Erzeugung und Vermarktung von Zitrusfrüch- 
ten in der Gemeinschaft 6 ) ; 

e) Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2142/70 des Rates vom 27. Oktober 1970 
über die gemeinsame Marktorganisation für 
Fischereierzeugnisse 7 ). 

2. Ein Teilbetrag in Flöhe von 170 Mio RE ist zur 
Finanzierung von Vorhaben im Sinne von Arti- 
kel 13 der Verordnung Nr. 17/64/EWG bestimmt. 

3. Der Restbetrag ist zur Finanzierung der Maß- 
nahmen bestimmt, die gemeinschaftlich finan- 
ziert werden und gemeinsame Maßnahmen im 
Sinne von Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 
729/70 darstellen. 

Artikel 2 

Abweichend von Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 1 
erster Gedankenstrich der Verordnung Nr. 17/64/ 
EWG kann der Zuschuß des Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Ausrichtung, für bestimmte für das Jahr 
1973 eingereichte Vorhaben, die den Bedingungen 
von Artikel 11 Absatz 1 Buchstaben a und b der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG entsprechen, bis zu 45 
v. H. der Investitionen betragen, unbeschadet der 


Bestimmungen des Artikels 18 Absatz 1 Unterab- 
satz 1 dritter Gedankenstrich der genannten Ver- 
ordnung. 

Artikel 3 

i Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 1 dritter Gedanken- 
! strich der Verordnung Nr. 17/64/EWG erhält fol- 
! gende Fassung: 

i „ — muß die finanzielle Beteiligung desjenigen, dem 
die Verbesserung zugute kommt, bei den für 
1971, 1972 und 1973 eingereichten Vorhaben 
jedoch mindestens 

— 20 v. H. bei Vorhaben betreffend die Produk- 
tionsstruktur und 

— 38 v. H. bei Vorhaben betreffend die Ver- 
marktungsstruktur betragen." 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


•>) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 15 

(} ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 1 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
27. April 1973 - 1/4 (IV ll ) -580 70 -E- Au 28/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 9. April 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen , die 
Anhörung des Wirtschafts - und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 


1. Es ist angebracht, für die gemeinsamen Maßnah- 
men im Sinne von Artikel 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 einen Teilbetrag der der Ab- j 
teilung Ausrichtung des EAGFL zur Verfügung 
stehenden Mittel vorzusehen, der höher ist als 
der veranschlagte Betrag für diese gemeinsamen 
Maßnahmen zu Lasten des Mittelansatzes für 
das Jahr 1973, damit der Überschuß für spätere 
Ausgaben zurückbehalten werden kann. Eine sol- 
che Aufteilung ist im übrigen vom Rat bei der 
Annahme der Verordnung (EWG) Nr. 2788/72 
zur Änderung des Artikels 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 gefordert worden. 

2. Mit der Verordnung (EWG) Nr. 2788/72 sind die 
der Abteilung Ausrichtung des EAGFL zur Ver- 
fügung stehenden Mittel von 285 auf 325 Millio- 
nen RE angehoben worden. Diese Erhöhung soll | 
so aufgeteilt werden, daß entsprechend dem grö- 
ßeren Bedarf der erweiterten Gemeinschaft auch 
die Beteiligung der neuen Mitgliedstaaten an 
dem System der Einzelvorhaben im Sinne der 


Verordnung Nr. 17/64/EWG im gleichen Maße 
ermöglicht wird wie die der alten Mitgliedstaa- 
ten. Es ist somit angebracht, 20 Millionen RE 
mehr für die Finanzierung der Einzelvorhaben 
vorzusehen. Die verbleibenden 20 Millionen RE 
sind der Finanzierung der gemeinsamen Maßnah- 
men zuzuführen, wobei dieser Betrag eine zusätz- 
liche Reserve für das Programm der Agrarstruk- 
turverbesserung darstellt. 

3. Außerdem ist es erforderlich, auch für die für das 
Jahr 1973 eingereichten Vorhaben bestimmte, 
mit den Verordnungen (EWG) Nr. 2591/70 und 
847/72 für die Jahre 1971 und 1972 eingeführte 
Maßnahmen vorzusehen, d. h. die höchstmög- 
liche Beteiligung des Fonds für bestimmte Vor- 
haben der Produktionsstruktur auf 45 v. H. zu 
erhöhen und eine unterschiedliche Beteiligung 
der Begünstigten von Produktions- und Vermark- 
tungsstrukturvorhaben vorzusehen, da die Grün- 
de, die den Rat zur Annahme dieser Maßnahmen 
geführt haben, weiterhin Geltung haben. 
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